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A. Problem 

Neben der durch den EWG-Vertrag begründeten Europäi-
schen Investitionsbank (EIB) wurde 1978 versuchsweise ein 
sogenanntes Neues Gemeinschafts-Instrument (NGI) zur Be-
gebung von Anleihen und zur zusätzlichen Darlehensvergabe 
begründet. Anfänglich handelte es sich um eine Strukturmaß-
nahme, bei der insbesondere der deutsche Kapitalmarkt ge-
nutzt und Projekte in anderen Mitgliedstaaten gefördert wur-
den. Das neben EIB herlaufende NGI-Kreditprogramm der 
Kommission wurde mit wechselnden Programminhalten zu 
einer Dauererscheinung. Um eine Unterbrechung der Darle-
henstätigkeit zu vermeiden, hat die Kommission einen neuen 
Plafonds für NGI über 1,5 Mrd. ECU, verbunden mit offenen 
Subventionselementen, vorgeschlagen. Gleichzeitig ist be-
kanntgeworden, daß in der Abwicklung früherer Programme 
Fehlentwicklungen aufgetreten sind. 

B. Lösung 

Eine Bestandsaufnahme führt zu dem Ergebnis, daß eine dau-
ernde Parallelität von EIB und NGI abzulehnen ist. Statt des-
sen sollte eine Rückbesinnung auf das eigentliche Vertragsin-
strument erfolgen, zumal das Kapital der EIB jetzt verdoppelt 
worden ist und damit auch Raum für besondere Aktivitäten in 
klein- und mittelständischem Bereich vorhanden ist. 
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Ein neuer Plafonds für NGI wird deshalb abgelehnt. 

Einstimmigkeit bei Enthaltungen von SPD und DIE GRÜNEN 

C. Alternativen 

bloße Kenntnisnahme des Kommissionsvorschlags 

D. Kosten 

Die Ausschußempfehlung trägt dazu bei, EG-Haushaltsfinan-
zierungsbeiträge und -risiken geringer zu halten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung zu ersuchen, dem anliegenden Vorschlag der EG-Kommis-
sion nicht zuzustimmen. 

Bonn, den 7. November 1985 

Der Finanzausschuß 

Gattermann 

Vorsitzender 

Dr. von Wartenberg 

Berichterstatter 
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Anlage 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Ermächtigung der Kommission, im Rahmen des Neuen 
Gemeinschaftsinstruments Anleihen zur Investitionsförderung in der Gemeinschaft aufzunehmen 

DER  RAT  DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist angezeigt, die Tätigkeit der gemeinschaftli-
chen Kreditinstrumente zugunsten der Investitio-
nen mit dem Ziel der Beseitigung struktureller 
Mängel des Produktionsapparats und der Beschleu-
nigung wirtschaftlichen Wachstums fortzuführen 
und zu intensivieren, um die besorgniserregenden 
Tendenzen der Arbeitslosigkeit abzuschwächen. 

Die von der Kommission bereits gebilligten Darle-
hensanträge machen über zwei Drittel der vom Rat 
mit Beschluß 83/200/EWG vom 19. April 1983 1) ge-
nehmigten Anleihen aus. 

Die zuletzt durch den Beschluß 83/200/EWG vom 
19. April 1983 festgelegten Maßnahmen des Neuen 
Gemeinschaftsinstruments zugunsten der kleinen 
und mittleren Unternehmen sind fortzuführen und 
zu verstärken. 

Um die technologische Grundlage und industrielle 
Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaft zu stär-
ken, ist es wesentlich, die Fähigkeit der Unterneh-
men zu industrieller Innovation und kommerzieller 
Unternehmung zu fördern. 

Die die Anwendung neuer Technologien und der 
Innovation mit sich bringenden Investitionen klei-
ner und mittlerer Betriebe weisen Merkmale auf, 
die besondere Finanzierungsprobleme aufwerfen. 

Es sollten deshalb besondere Finanzierungsmodali-
täten vorgesehen werden, um mit diesen Problemen 
fertig zu werden, insbesondere durch Erweiterung 
der finanziellen Basis und Förderung der Bereit-
stellung von Risikokapital durch finanzielle Mitt-
ler. 

Das Neue Gemeinschaftsinstrument muß einen 
Beitrag zur Durchführung der Integrierten Mittel-
meerprogramme leisten. 

1 ) ABl. Nr. L 112 vom 28. April 1983, S. 26 

Die Kommission sollte daher ermächtigt werden, 
Anleihen aufzunehmen, die die Gewährung von 
Darlehen im Gegenwert von 1 500 Millionen ECU 
(Kapitalsumme) ermöglichen. 

Die Europäische Investitionsbank hat sich bereit 
erklärt, an der Durchführung dieser Maßnahmen 
mitzuwirken. 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Die Kommission wird ermächtigt, im Namen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im Rahmen 
des Neuen Gemeinschaftsinstruments Anleihen 
aufzunehmen, aus denen Darlehen bis zum Gegen-
wert von 1 500 Millionen ECU (Kapitalsumme) ge-
währt werden können. 

Artikel 2 

Der Erlös der in Artikel 1 genannten Anleihen 
wird in Form von Darlehen zur Finanzierung von 
Investitionsvorhaben verwendet, die zur industriel-
len Anpassung und zur Wettbewerbsfähigkeit der 
Gemeinschaft insbesondere durch die verstärkte 
Anwendung neuer Technologien und der Innova-
tion beitragen. 

Diese im Hoheitsgebiet der Gemeinschaft durch-
geführten Vorhaben müssen den vorrangigen 
Zielen der Gemeinschaft hinsichtlich der Finanzie-
rung von Investitionen der Klein- und Mittelbe-
triebe in der Industrie und anderen produktiven 
Sektoren Rechnung tragen, unter Berücksichtigung 
unter anderem ihrer regionalen Auswirkung und 
der Notwendigkeit, die Arbeitslosigkeit zu bekämp-
fen. 

Artikel 3 

Die Kommission beschließt über die Förderungs-
würdigkeit der Vorhaben in Übereinstimmung mit 
den folgenden Prioritäten und Leitlinien: 

— Investitionsvorhaben der Klein- und Mittelbe-
triebe in der Industrie und anderen produktiven 
Sektoren, insbesondere im Hinblick auf die An-
wendung neuer Technologien und der Innova-
tion sowie rationeller Energienutzung; den Vor-
rang erhalten die Vorhaben kleiner Unterneh-
men. 

— Die Vorhaben und ihre Durchführung müssen 
den Vorschriften des Vertrags und des Folge- 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Fi 402/85 — vom 
26. Juni 1985. 
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rechts, insbesondere auf dem Gebiet des Wettbe-
werbs, und den Regeln und Bestimmungen der 
Politiken der Gemeinschaft für die betreffenden 
Bereiche entsprechen. 

Artikel 4 

Die Darlehen können mit Hilfe von Finanzmitt-
lern vergeben werden. Tilgungsfreie Perioden kön-
nen für Kapital- und Zinszahlungen vorgesehen 
werden. Die Darlehen können der Finanzierung im-
materieller Aktiva dienen wie Patente, Lizenzen, 
„Know-how", Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung, die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der betreffenden Investition stehen. Der Finanz-
mittler kann dem Unternehmen die Finanzierung 
entweder als Darlehen oder als Kapitaleinlage zur 
Verfügung stellen. In beiden Fällen sichert der Fi-
nanzmittler den Schuldendienst und trägt das da-
mit verbundene Risiko. 

Artikel 5 

Die Anleihe- und die entsprechenden Darlehens-
transaktionen lauten auf die gleiche Währungsein-
heit. 

Die Bedingungen der Darlehen für die Rückzah-
lung des Kapitals, den Zinssatz und die Zinszahlung 
werden so festgesetzt, daß sie insgesamt die Kosten 
und Ausgaben für den Abschluß und die Durchfüh-
rung sowohl der Anleihe- als auch der Darlehens-
transaktionen decken. 

Artikel 6 

Die Anleihebedingungen werden von der Kom-
mission entsprechend den Kapitalmarktbedingun-
gen und den Erfordernissen, die sich aus der Lauf-
zeit und den anderen Finanzierungsbedingungen 
der entsprechenden Darlehen ergeben, zum Besten 
der Gemeinschaft ausgehandelt. Die aufgenomme-
nen Mittel werden an die Europäische Investitions-
bank überwiesen, die sie erforderlichenfalls vor-
übergehend anlegt. 

Lauten die Anleihen auf die Währung eines Mit-
gliedstaats oder sind sie in dieser Währung zahlbar 
oder rückzahlbar, so können sie nur mit Zustim-
mung der zuständigen Behörden dieses Mitglied-
staates aufgenommen werden. 

Artikel 7 

Zur Gewährung und Verwaltung der Darlehen in 
Ausführung dieses Beschlusses wird der Bank eine 

Vollmacht erteilt. Diese Vollmacht ist Gegenstand 
eines Kooperationsabkommens zwischen Kommis-
sion und Bank. Die Bank führt die Transaktionen 
gemäß dieser Vollmacht im Namen, für Rechnung 
und auf Gefahr der Gemeinschaft durch. 

Die Kommission entscheidet gemäß Artikel 3 
über die Förderungswürdigkeit der Vorhaben. Bei 
Vorhaben, die von der Kommission befürwortet 
werden, beschließt die Bank über die Darlehensge-
währung und die Darlehensbedingungen entspre-
chend den Verfahren ihrer Satzung und ihrer übli-
chen Kriterien. 

Das Darlehensverfahren gemäß diesem Beschluß 
bedeutet, daß 

— die Darlehensanträge gleichzeitig an die Kom-
mission und die Bank gesandt werden, und zwar 
entweder direkt oder über einen Mitgliedstaat, 

— die Finanzierungsverträge von der Kommission 
und der Bank unterzeichnet werden, 

— die Bank der Kommission über die Verwendung 
der Mittel berichtet. 

Artikel 8 

Die Kommission unterrichtet das Europäische 
Parlament und den Rat halbjährlich über den Grad 
der Ausschöpfung der Anleihen. Spätestens sobald 
die unterzeichneten Darlehensverträge zwei Drittel 
der Höchstgrenze erreicht haben, übermittelt sie ih-
nen einen neuen Vorschlag. 

Artikel 9 

Die Kommission unterrichtet das Europäische 
Parlament und den Rat jährlich über die mit der 
Aufnahme und Bedienung der Anleihen und Darle-
hen verbundenen Einnahmen und Ausgaben und 
bewertet gleichzeitig die Funktionsweise des Neuen 
Gemeinschaftsinstruments unter allen diesen Ge-
sichtspunkten. 

Artikel 10 

Die Finanzkontrolle und die Rechnungsprüfung 
der Kommission erfolgen gemäß der Haushaltsord-
nung für den Gesamthaushaltsplan der Europäi-
schen Gemeinschaften. 
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Begründung 

Auf seiner Brüsseler Tagung vom 29./30. März 1985 
hat der Europäische Rat erneut betont, daß die Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit Vorrang genießt und 
daß ein stetiges, beschäftigungsintensives Wachs-
tum notwendig ist. Das Schwergewicht legte er in 
diesem Zusammenhang auf die Errichtung und den 
Ausbau kleiner und mittlerer Unternehmen. Ferner 
hat er hervorgehoben, daß eine Förderung der Inno-
vation und des Unternehmertums von entscheiden-
der Bedeutung ist, um die technologische Basis der 
Gemeinschaft zu stärken und ihre industrielle Wett-
bewerbsfähigkeit wiederherzustellen. 

Das Europäische Parlament hat ebenfalls mehrfach 
Initiativen ergriffen und den Nutzen einer gemein-
schaftlichen Aktion speziell für die KMU betont. 

Diese Ziele sind von besonderer Bedeutung zu einer 
Zeit, wo das dritte Programm für Anleihen und Dar-
lehen aus dem Neuen Gemeinschaftsinstrument 
(NGI III genannt), das speziell auf die Finanzierung 
von Investitionen in Klein- und Mittelbetrieben aus-
gerichtet ist, seinem Abschluß entgegengeht. Um 
eine Unterbrechung der Darlehenstätigkeit zu ver-
meiden, muß man jetzt beschließen, wie ein erneu-
ertes Programm von NGI-Finanzierungen den Prio-
ritäten der Politik am besten gerecht werden 
kann. 

1. Einsatz des Neuen Gemeinschaftsinstruments 

Nachdem das Neue Gemeinschaftsinstrument von 
Anfang an zur Finanzierung von Infrastruktur- und 
Energievorhaben beigetragen hatte, wurde mit dem 
Beschluß vom April 1982 1) betreffend eine Ausdeh-
nung der NGI-Finanzierung auf Investitionsvorha-
ben kleiner und mittlerer Unternehmen eine leb-
hafte Ausweitung seiner Tätigkeit eingeleitet. Von 
1982 bis Ende 1984 beliefen sich die gewährten Dar-
lehen auf nahezu 3,2 Mrd. ECU, wobei mehr als zwei 
Drittel der Darlehen im Jahre 1984 auf Vorhaben 
im produktiven Sektor entfielen. Mit den bisher un-
terzeichneten Gesamtdarlehen und den von der 
Kommission für förderungswürdig erklärten Darle-
hensanträgen sind der Betrag, der im Rahmen der 
am 13. Juni 1983 freigegebenen ersten Tranche des 
NGI III zur Verfügung stand, völlig und der Betrag 
der am 23. Juli 1984 freigegebenen zweiten Tranche 
zu drei Vierteln ausgeschöpft. Bis Mitte 1985 wird 
der im Rahmen des Beschlusses vom 19. April 1983 
(NGI III) verfügbare Gesamtbetrag gebunden sein, 
mit Ausnahme der Tranche von 100 Mio. ECU, für 
die dem Rat ein Kommissionsvorschlag über ein 
„Europäisches Innovationsdarlehen" vorliegt. 

Diese rasche Inanspruchnahme der NGI-Mittel ist 
das Ergebnis einer bewußten Politik zur Unterstüt- 

1) Beschluß des Rates 82/268 vom 26. April 1982, ABl. 
Nr. L 116 vom 30. April 1982 

zung der industriellen Erneuerung wie auch einer 
stetigen Nachfrage seitens der Unternehmen. Au-
ßerdem ist sie Ausdruck einer spezifischen Rolle, 
die für die NGI-Finanzierung entwickelt worden ist 
und die Rolle der anderen Finanzinstrumente der 
Gemeinschaft, insbesondere der Europäischen In-
vestitionsbank (EIB), perfekt ergänzt. Zwar werden 
Vorhaben, wo dies notwendig ist, nach wie vor von 
EIB und NGI gemeinsam finanziert, doch liegt das 
Schwergewicht der NGI-Tätigkeit auf der Finanzie-
rung von Investitionen kleiner und mittlerer Unter-
nehmen außerhalb der Fördergebiete. Obwohl das 
NGI immer noch zur Finanzierung von Investitions-
projekten in den Fördergebieten bereitsteht, zeigt 
die Erfahrung, daß in diesen Gebieten eher auf die 
Kredite der EIB zurückgegriffen wird. 

Der Nutzen der NGI-Darlehensvergabe ist nicht nur 
nach dem absoluten Volumen der bereitgestellten 
Mittel, sondern auch nach dem Impuls zu messen, 
den sie Investitionen im Umfang von über 
16 Mrd. ECU sowie der Erhaltung oder Schaffung 
einer entsprechend bedeutsamen Zahl von Arbeits-
plätzen verliehen hat. 

Der Mechanismus der Globaldarlehen hat ferner 
kleinen und mittleren Unternehmen mit begrenz-
tem Zugang zu den Kapitalmärkten eine nützliche 
Quelle zusätzlicher Finanzierung verschafft, die ih-
ren besonderen Bedürfnissen gerecht wird. 

2. Fortführung der Aktion 

Nach Ansicht der Kommission muß die Unterstüt-
zung von Investitionen kleiner und mittlerer Unter-
nehmen aus Mitteln des NGI fortgeführt und ver-
stärkt werden. Eine Konsolidierung der NGI-Finan-
zierung in diesem Bereich ist eine unmittelbare Re-
aktion auf die vom Europäischen Rat ergriffenen 
politischen Initiativen und auf den anhaltenden Fi-
nanzierungsbedarf der Unternehmen. 

Vorgeschlagen wird ein Anleihe- und Darlehensvo-
lumen von 1,5 Mrd. ECU, das ausschließlich zur Fi-
nanzierung von Investitionsvorhaben kleiner und 
mittlerer Unternehmen, vor allem soweit sie die An-
wendung neuer Technologien und der Innovation 
mit einschließen, dient. Diese Aktion wird sich na-
türlich auf Investitionen in der erweiterten Gemein-
schaft erstrecken. Wie bereits in ihrem Verord-
nungsvorschlag für Integrierte Mittelmeerprogram-
men) vorgesehen, schlägt die Kommission ferner 
vor, die NGI-Kredite neben den Maßnahmen der 
EIB zur Förderung von Vorhaben kleiner und mitt-
lerer Unternehmen in den betreffenden Regionen 
zu verwenden. 

Außerdem schlägt die Kommission vor, die Kondi-
tionen der Darlehensgewährung im Rahmen des 

2) KOM(85) 180 endg. vom 18. April 1985 
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WGI IV anzupassen und auszuweiten, um den be-
sonderen Erfordernissen von Vorhaben, die die An-
wendung neuer Technologien und der Innovation 
mit einschließen, gerecht zu werden. 

Eine sofortige Einführung dieses neuen NGI-Darle-
hensprogramms für kleine und mittlere Unterneh-
men bietet der Gemeinschaft eine weitere Möglich-
keit zu einer demonstrativen Anpassung und Aus-
weitung des NGI im Hinblick auf spezifische Ziele 
ihrer Politik. 

3. NGI Maßnahmen in anderen Bereichen 

Mit diesem Vorschlag sollen keineswegs alle künfti-
gen Verwendungszwecke des Neuen Gemein-
schaftsinstruments abgedeckt, sondern speziell 
eine Darlehenstranche für kleine und mittlere Un-
ternehmen vorgesehen werden. Wie bereits in ih-
rem Arbeitsprogramm für 1985 3) angekündigt, ist 
die Kommission bereit dem Rat einen Vorschlag 
darüber vorzulegen, welchen Beitrag die Anleihe-
und Darlehensinstrumente der Gemeinschaft zur 
Finanzierung eines koordinierten Entwicklungs-
programms für große Infrastrukturvorhaben von 
gemeinsamem Interesse in den Bereichen Verkehr, 
Fernmeldewesen und Umweltschutz ,leisten könn-
ten. Ebenso sieht sie vor, Vorschläge hinsichtlich 
der Finanzierung der Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der Technologieforschung zu machen. Die Vor-
schläge können vorgelegt werden, sobald der Rat 
ihrem Prinzip zugestimmt hat. Falls erforderlich, 
wird die Kommission ähnliche Vorschläge für den 
Energiebereich und große Industrievorhaben vorle-
gen. 

4. Hauptpunkte des Vorschlags 

Höchstbetrag 

Die Kommission will mit dem Vorschlag um die 
Ermächtigung ersuchen, Anleihen aufzunehmen, 
aus denen sie Darlehen im Höchstbetrag von 1,5 
Milliarden ECU gewähren kann. 

Anwendungsbereich 

Unter den für eine Finanzierung in Frage kommen

-

den Vorhaben führt der Beschluß vom 19. April 1983 
Investitionsvorhaben hauptsächlich der Klein- und 

3) Auf der März-Tagung des Europäischen Parlaments 
vorgelegtes Programm der Kommission für 1985 

Mittelbetriebe in der Industrie und in anderen pro-
duktiven Sektoren auf. Die Kommission hält es für 
angezeigt, der Anpassung der industriellen Produk-
tionsstrukturen auch weiterhin durch beschleu-
nigte Anwendung neuer Technologien und der In-
novation Vorrang einzuräumen. Das Instrument 
sollte daher zur Finanzierung von Investitionen 
kleiner und mittlerer Unternehmen der Industrie 
und in anderen produktiven Sektoren eingesetzt 
werden, insbesondere aber für Investitionen, die die 
Anwendung neuer Technologien und der Innova-
tion insbesondere auch auf dem Gebiet der Infor-
mationstechnologie einschließen sowie für Investi-
tionen zur rationelleren Energienutzung. 

Finanzierungsmodalitäten 

Die Modalitäten der Darlehen können differenziert 
und den Besonderheiten der Investitionsvorhaben 
im Zusammenhang mit der Anwendung der neuen 
Technologien und der Innovation angepaßt wer-
den. 

Mit den Darlehen können auch immaterielle Anla-
gewerte wie Patente, Lizenzen, „Know-how", Com-
puter-Software sowie Forschungs- und Entwick-
lungsausgaben finanziert werden, die unmittelbar 
mit der Industrialisierung zusammenhängen. 

Zwei weitere Besonderheiten von Investitionen, die 
mit neuen Technologien verbunden sind, sollen 
ebenfalls berücksichtigt werden, 

— die Tatsache, daß eine Finanzierung in Form 
von neuem Beteiligungskapital anstelle von 
Fremdkapital für kleine innovative Unterneh-
men, die eher unterkapitalisiert sind, oftmals an-
gemessener ist; 

— die Tatsache, daß solche Vorhaben oftmals ei-
nige Zeit brauchen, bevor ein positiver Cash-
flow erwirtschaftet wird, aus dem Dividenden 
und Zinsen gezahlt werden können. 

Aus diesen Gründen werden finanziellen Mittlern 
Darlehen nach dem nunmehr erprobten Verfahren 
der „Globaldarlehen" zur Verfügung gestellt, die sie 
entweder wie bisher in Form von Darlehen oder 
durch Umwandlung der Darlehen in Form von Ka-
pitaleinlagen den Unternehmen zur Verfügung stel-
len. Die Globaldarlehen können auch mit einer zins- 
und tilgungsfreien Zeit ausgestattet werden. 

Funktionsweise 

Die Hauptzüge des derzeitigen Systems, insbeson-
dere die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen 
Kommission und der Europäischen Investitions-
bank, wurden beibehalten. 
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Bericht des Abgeordneten Dr. von Wartenberg 

Die anliegende Vorlage wurde gemäß Nr. 46 der 
Sammelüberweisung von EG-Vorlagen vom 5. Sep-
tember 1985 — Drucksache 10/3788 — berichtigt in 
Sammelüberweisung vom 12. September 1985 — 
Drucksache 10/3827 — zur Federführung an den 
Finanzausschuß sowie mitberatend an den Haus-
haltsausschuß, den Ausschuß für Forschung und 
Technologie und den Ausschuß für Wirtschaft über-
wiesen. Unter Würdigung aller mitberatender Stel-
lungnahmen hat der Finanzausschuß am 17. Okto-
ber und 6. November 1985 beraten. 

Die Vorlage schlägt auf Artikel 235 des EWG-Ver-
trages gestützt einen zusätzlichen Plafond von 1,5 
Mrd. ECU für Anleihen des unter der Bezeichnung 
„NGI IV"  fortlaufenden Kommissionsprogramms 
vor. Die Mittel sollen Klein- und Mittelbetrieben zur 
Finanzierung von Investitionsvorhaben (insbeson-
dere Anwendung neuer Technologien, Innovation, 
rationelle Energienutzung) zur Verfügung gestellt 
werden. Neu an dem Vorschlag gegenüber NGI III 
ist insbesondere, 

— Vergabe der Mittel als Darlehen oder als Kapi-
taleinlage (im letzteren Fall Übernahme des 
Schuldendienstes und des Risikos durch einen 
Finanzmittler), 

— Möglichkeit der Einräumung von tilgungsfreien 
Perioden für Kapital- und Zinszahlungen (Sub-
vention zu Lasten des EG-Haushalts), 

— Finanzierung nicht nur von Anlageinvestitionen, 
sondern auch von immateriellen Werten in un-
mittelbarem Zusammenhang mit der betreffen-
den Investition (wie „Know-how", Lizenzen, Pa-
tente sowie Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung). 

In ihrer Begründung zu „NGI IV" kündigt die Korn-
mission noch folgende NGI-Vorschläge an: 

— Große Infrastruktur (Verkehr, Fernmeldewesen, 
Umweltschutz), 

— Zusammenarbeit bei der Technologieforschung, 

— Energiebereich und Große Industrievorhaben. 

Die Bundesregierung hat den bisherigen NGI-In-
strumenten lediglich aus übergeordneten integra-
tionspolitischen Gründen zugestimmt. Für sie ist 
das geborene, weil vertraglich vorgesehene Kredit-
instrument der Gemeinschaft die Europäische Inve-
stitionsbank. Es bestehen Bedenken gegen eine An-
leihen- und Darlehenstätigkeit von Verwaltungs-
stellen der Kommission. Nach dem Bericht des Eu-
ropäischen Rechnungshofs gab und gibt es offenbar 
Schwierigkeiten mit der ordnungsgemäßen Verwal-
tung des NGI-Systems durch die Kommissions-
dienststellen. Darüber hinaus ist bekannt, daß bei 
der Durchführung der NGI-Operationen bankübli-
che Grundsätze bei Finanzierung und Refinanzie-
rung oftmals nicht eingehalten werden (Aufnahme 

sog. Vorratsanleihen; Inkongruenz der Fälligkeiten 
von Anleihen und Darlehen). Als Alternative zum 
Vorschlag der Kommission sieht die Bundesregie-
rung die Lösung, Darlehen für die Klein- und Mit-
telunternehmen zur Finanzierung von Investitio-
nen im Technologiebereich in stärkerem Umfang 
als bisher über die in diesem Geschäft bewährte 
Europäische Investitionsbank zu vergeben. Von der 
Kreditvergabemöglichkeit her (beschlossene Ver-
dopplung des Kapitals auf 28,8 Mrd. ECU = zusätz-
licher Kreditspielraum von 36 Mrd. ECU) wäre die 
Bank in der Lage, die bisherige Rolle des NGI zu 
übernehmen. 

Auch der Bundesrat hat eine sehr entschiedene 
Stellungnahme folgenden Wortlauts abgegeben: 

„Der Bundesrat hat seit Einführung des Neuen Ge-
meinschaftsinstruments (NGI I) wiederholt — zu-
letzt mit Beschluß vom 6. April 1984 (BR-Druck-
sache 64/84 [Beschluß]) — gegen die ständige Aus-
weitung der Anleihe- und Darlehenstätigkeit der 
Gemeinschaft und gegen die Fördertätigkeit im Be-
reich der Mittelstandspolitik grundlegende Beden-
ken vorgebracht und die Bundesregierung gebeten, 
die entsprechenden Vorschläge der Kommission ab-
zulehnen. Der Bundesrat bedauert, daß sich die 
Bundesregierung mit diesen Bedenken im Rat bis-
her nicht durchsetzen konnte. Er bittet die Bundes-
regierung deshalb um eine grundsätzliche Stellung-
nahme, wie sie die weitere Entwicklung der Anlei-
he- und Darlehenstätigkeit der Gemeinschaft beur-
teilt. 

Der Bundesrat hat gegen die Fortführung des 
Neuen Gemeinschaftsinstruments nach wie vor er-
hebliche Bedenken und verweist auf die bereits 
mehrfach zum Ausdruck gebrachte nachdrückliche 
Ablehnung. Die Gründe für seine negative Haltung 
bestehen fort. Er bittet daher die Bundesregierung, 
bei den Verhandlungen über die Aufnahme einer 
neuen Tranche von 1,5 Milliarden ECU den Beden-
ken des Bundesrates Rechnung zu tragen. 

Der jetzt vorliegende Vorschlag für ein NGI IV 
 macht deutlich, daß die Kommission die Anleihe- 

und Darlehenstätigkeit der Gemeinschaft als ein 
Dauerinstrument der Gemeinschaftspolitik sieht 
und auf andere Bereiche wie u. a. Fernmeldewesen, 
Verkehr, Umwelt, Energie- und große Industrievor-
haben ausweiten will. Unbeschadet der hierzu wie-
derholt geäußerten grundlegenden Bedenken ist 
der Bundesrat der Auffassung, daß die Anleihetä-
tigkeit der Gemeinschaft zur Wirtschaftsförderung 
auf enge Ausnahmefälle beschränkt und stets zeit-
lich begrenzt sein sollte, um die Rechtfertigung für 
derartige Aktionen jeweils wieder neu überprüfen 
zu können. 

Der Bundesrat hält es deshalb für völlig unannehm-
bar, daß im vorliegenden Beschlußvorschlag die 
Darlehenstätigkeit der Gemeinschaft im Bereich 
der Mittelstandspolitik dadurch festgeschrieben 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/4332 

wird, daß die Kommission aufgefordert werden soll, 
spätestens bei Ausschöpfung des Darlehensrah-
mens zu zwei Drittel automatisch neue Vorschläge 
vorzulegen. 

Im übrigen ist der Bundesrat der Ansicht, daß die 
Fördertatbestände, die Voraussetzungen für die 
Förderwürdigkeit sowie die sonstigen Vergabekon-
ditionen (Förderhöchstsätze, Darlehenskonditio-
nen, Obergrenzen der zuwendungsfähigen Kosten) 
ähnlich genau konkretisiert werden sollten, wie 
dies von der Kommission für die Genehmigung von 
nationalen Programmen gleicher Zielsetzung gefor-
dert wird. Ebenso vermißt der Bundesrat die wie-
derholt erbetene Vorlage eines detaillierten Erfah-
rungsberichts über den Einsatz dieses Instruments, 
sein Verhältnis zu den übrigen Förderinstrumenten 
der Gemeinschaft, zur regionalen Verteilung und 
zur Frage der Mitnahmeeffekte, um die bisherigen 
Auswirkungen des NGI besser beurteilen zu kön-
nen. 

In diesem Zusammenhang wird noch einmal an den 
Beschluß des Bundesrates vom 25. November 1983 
— BR-Drucksache 318/83 (Beschluß) — erinnert." 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Vorschlag ein-
mütig bei zwei Enthaltungen der Fraktion DIE 
GRÜNEN zur Kenntnis genommen. Er unterstützt 
eine Innovationsförderung für kleine und mittlere 
Unternehmen in den Europäischen Gemeinschaf-
ten. Es sollte jedoch unter Bejahung der Zielset-
zung angestrebt werden, diese im Rahmen der vor

-

handenen Instrumente (EIB) zu erreichen. Der Aus-
schuß für Forschung und Technologie hat vorge-
schlagen, den Kommissionsvorschlag zur Kenntnis 
zu nehmen. Der Haushaltsausschuß empfiehlt, dem 
Vorschlag der Kommission nicht zuzustimmen. Die 
von der Bundesregierung vorgetragenen Bedenken 
gegen eine Anleihen- und Darlehenstätigkeit von 
Verwaltungsstellen der Kommission werden geteilt. 
Darlehen für Klein- und Mittelunternehmen zur Fi-
nanzierung von Investitionen im Technologiebe-
reich sollten wie bisher über die Europäische Inve-
stitionsbank vergeben werden. 

Dem Finanzausschuß ist die Problematik seit meh-
reren Wahlperioden geläufig, und er kennt daher 
das wachsende Unbehagen über ein Parallellaufen 
einer Europäischen Investitionsbank und einer auf 
gleichem Gebiet tätigen Stelle der Kommission, die 
sich teilweise wiederum der vorgenannten Bank 
zur Abwicklung ihrer Aktivitäten bedient. Er ver-
steht deshalb den Standpunkt der Bundesregierung 
gut, daß eine Prüfung des Europäischen Rech-
nungshofes zum Anlaß genommen werden soll, eine 
Rationalisierung im Sinne einer Vereinheitlichung, 
die gleichzeitig eine Rückkehr zu den Vertrags-
grundlagen wäre, anzustreben und unterstützt die-
ses Vorhaben nachdrücklich. Der Ausschuß emp-
fiehlt folgerichtig, auf dem bisherigen Weg nicht 
fortzufahren und schlägt vor, die Bundesregierung 
um Ablehnung der Kommissionsvorlage zu ersu-
chen. Die Oppositionsfraktionen haben sich der 
Stimme enthalten. 

Bonn, den 7. November 1985 

Dr. von Wartenberg 

Berichterstatter 








